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I. Einleitung

Das im Jahre 2012 beschlossene Bundeskinderschutzgesetz brachte Anderungen im

Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) mit sich. Die Anderungen betreffen u. a.

Vereinbarungen nach § 72a SGB VIII.

Nach Beschluss des Gesetzes wurde zur Unterstutzung für die Jugendamter in Baden-

Wurttemberg die vorliegende Arbeitshilfe im Auftrag der Kommunalen Arbeitsgruppe

zum Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) von der Unter-Arbeitsgruppe § 72a SGB

VIII des KVJS-Landesjugendamts Baden-Wurttemberg mit Vertreterinnen und Vertre-

tern der baden-wUrttembergischen Jugendamter sowie

- Vertreterinnen und Vertretern des Stadtetags, Landkreistags und Gemeindetags

Baden -Württemberg,

- Vertreterinnen und Vertretern der freien Wohlfahrtspflege,

- Vertreterinnen und Vertretern der Iandesweit tatigen Trager der Kinder- und

Jugendarbeit:'

- Landesjugendring Baden-Württemberg,

- Landesarbeitsgemeinschaft Offene Jugendbildung Baden -WOrttemberg

(LAGO),

- Landessportverband Baden-WOrttemberg

erarbeitet und 2014 zurVerfügung gesteilt.

Diese Arbeitshilfe mit geringfugigen Anpassungen stelit der Landkreis Reutlingen alien

Tragern, für die der Abschiuss einer Vereinbarung in Betracht kommt, zur Verfugung.
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II. Ziele der Arbeitshilfe

Die Ziele der ArbeitshHfe sind:

- landesweite Kiarung der in Fachkreisen umstrittenen Punkte,
- praxistaugliches Instrument für die Umsetzung der gesetzlichen Neuerung,
- Erleichterung der Verstandigung vor Ort auch für die FaUe, in denen die Aktions-

raume der Trager der freien Jugendhilfe nicht identisch mit den jeweiligen
Jugendamtsgrenzen sind.

Das Gesetz zur Starkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bun -

deskinderschutzgesetz - BKiSchG) ist am 01.01.2012 in Kraft getreten. Im Bundeskin-
derschutzgesetzsind zentrale Empfehlungen der Runden Tische ,,Heimkinder" und
,,Sexueiier Kindesmissbrauch" aufgenommen worden. Ziel des Gesetzes ist die Ver-
besserung des Kinderschutzes in DeutschIand. Em Regelungsbereich des Gesetzes
umfasst den Ausschluss von einschlapig vorbestraften Personen im Rahmen von Ta-
tigkeiten der Kinder- und JugendhiIfe.

Die Gesetzliche Regelung

Durch die Einfuhrung der RegeIung des § 72a SGB VIII zur Vorlage eines erweiterten
FOhrungszeugnisses ( 30, 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz) soil verhindert
werden, dass in kinder- und jugendnahen Bereichen Personen beschaftigt Werden, die
rechtskraftig wegen einschlagiger Straftatbestände verurteilt wurden, unabhangig von
der Höhe der Strafe und dem Alter bei der Begehung der Straftat. in das erweiterte
Fuhrungszeugnis werden somit auch einschlagige Verurteilungen unterhaib der Baga-
tellgrenze2 aufgenommen.3

Im Rahmen des § 72a SGB VIII sieht der Gesetzgeber im Vergleich zu hauptamtlich
Beschaftigten bei Ehrenamtlichen4 und Nebenamtlichen5 keine generelle Führungs-
zeugnispflicht vor.

Em erweitertes Fuhrungszeugnis ist nach § 72a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII dann
vorzulegen, wenn die ehren- oder nebenamtlich Tatigen in Wahrnehmung von
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe6 Minderjahrige beaufsichtigen, betreuen,
erziehen bzw. ausbilden oder vergleichbare Kontakte zu diesen haben7 und die
dadurch entstehenden Kontakte nach Art, Intensität und Dauer (qualifizierte Kontakte)
die Einsichtnahme in em Fuhrungszeugnis erfordern, da em besonderes Vertrauens-
verhältnis zwischen den jeweiligen SchutzbefohIenen und den jeweiiigen Mitarbeiten -

den aufgebautwerden kann.8
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Aufgabe des Tragers der öffentlichen Jugendhilfe und der Trager der Ju-
gendarbeit

Für den Trager der offentlichen Jugendhilfe ergibt sich elnerseits die Notwendigkeit,
,,(...) festzuschreiben, welche der für ihn selbst tatigen neben- und ehrenarntlichen
Kräfte ihre Tatigkeit aufgrund des Vorliegens eines sog. ,,qualifizierten Kontaktes" nur
nach Einsichtnahrne in em erweitertes Führungszeugnis aufnehmen dürfen ( 72a
Abs. 3 SGB VIII).
Andererseits erwachst daraus der Auftrag, mit alien Tragern der frelen JugendhiIfe
Vereinbarungen über die Einsichtnahme in erweiterte Führungszeugnisse von Ferso-
nen zu treffen, die für diese tatig sind"9 ( 72a Abs. 4 SGB VIII).

Die Vorlage von erweiterten Führungszeugnissen kann jedoch nur em Tell eines urn -

fassenden Präventions- und Schutzkonzepts des Tragers sein. Der Schwerpunkt muss
auf der Qualifizierung und Sensibilisierung der Mitarbeitenden liegen. Für einen effek-
tiven Kinder- und Jugendschutz 1st es unerlasslich, dass eine gememnsam
getragene Organisationskultur mit regeihaften Strukturen und Vorgehensweisen
entwickelt wird.

Selbstverpflichtung

Dazu gehort u.a. auch elne SeIbstverpflichtungserklarung bzw. Verpflichtungs-
erklarung der ehren- und nebenamtlich Tatigen, im taglichen Handeln den Schutz an -

vertrauter Kinder und Jugendlicher stets im Blick zu haben sowie em
(Krisen-)Leitfaden, urn bei Vorliegen eines Verdachts oder Vorfalls umgehend und an-

gemessen zu handeln (vgl. Anlage 2a und 2b).1°

Abschluss von Vereinbarungen

Gernä1 der Gesetzesbegründung zum Bundeskmnderschutzgesetz (Drucksache
17/6256) werden bel den zu schliel3enden Veremnbarungen im Sinne von § 72a
Abs. 4 SGB VIII nur Leistungen erfasst, die auch von der öffentlichen Jugendhilfe fi-
nanziert werden.11 Wenn keine Finanzierung durch die öffentIiche Jugendhilfe erfolgt,
komrnt der Trager der öffentiichen Jugendhilfe seiner Verpflichtung nach, indern er den
ihn bekannten Tragern anbietet, eine Vereinbarung gernall § 72a Abs. 4 SGB VIII für
den Bereich der Kinder- und Jugendarbeit abzusbhlie1en bzw. aufAnfragen eines
Tragers elne Vereinbarung mit diesem abschlie1t.
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III. Empfehlung

Die gegebenenfalls notige ,,(...) Einsichtnahme in FUhrungszeugnisse für Ehren- und
Nebenamtliche ist lediglich em Bestandteil eines umfassenden Präventions- und
Schutzkonzepts des jeweiligen Tragers. Em soiches Gesamtkonzept sollte sich nicht
nur auf die Kinder- und Jugendhilfe im Sinne des SGB VIII, sondern darüber hinaus
auf alle beziehen, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten.12

P rüfschema

,,Ein angemessener Kinderschutz erfordert insbesondere die Differenzierung von Ta-
tigkeiten Neben- und Ehrenamtlicher anhand der gesetzlich vorgegebenen Kriterien
Art, Intensität und Dauer des Kontakts zu Minderjahrigen. Diese Kriterien sind Indika-
toren eines moglichen Gefahrdungspotentials und bilden die Grundlage für eine Em -
sichtnahme in em erweitertes Fuhrungszeugnis bei neben- und ehrenamtlicher Tatig-
keit'.13

Auszug aus dem Dossier des Bundesjugendrings vom 07. Juni 2012, ,,Das
Bundeskinderschutzgesetz", Seite 8

Art, Intensität und Dauer
,,Prüfkriterien zur Bewertung ob eine Tatigkeit nach Art, Intensität und Dauer

des Kontaktes geeignet sein konnte, eine Vorlagepflicht i.S. des Gesetzes zu
erfordern (Qualifizierter Kontakt): ,,Das Gesetz erfasst ferner nur diejenigen Ta-
tigkeiten, die [. .1 wegen der Art, Dauer und Intensität des Kontakts den Aufbau
eines besonderen Vertrauensverhaltnisses ermOglichen." (Gesetzesbegrun -

dung).

Art:
Zum Aufbau elnes besonderen Vertrauensverhältnisses ist i.dR. der direkte
Kontakt zu einzelnen bestimmten (nicht dauernd wechselnden) Kindern und Ju-
gendlichen nötig. 1st die Art der Tatigkeit (so.) geeignet, eine Autorität zu erzeu-
gen, die im Rahmen der Tatigkeit normalerweise em intensives (besonderes)
Uber- bzw. Unterordnungsverhaltnis zu einzelnen Kindern oder Jugendlichen
begrUndet, dann ist dieses Kriterium für elne Vorlagepflicht i.d.R. erfüllt.

I ntensität:
Der durch die Tatigkeit erzeugte Kontakt muss geeignet sein, vertrauliche Situa-
tionen zu ermoglichen, die (deutlich) uber das Ubliche Interagieren im Sozial-
raum hinausgehen Bei der Bewertung der Intensität bestehen sowohl eine Ab-
hangigkeit vom Alter der Kinder und Jugendlichen als auch von der Altersdiffe-
renz zwischen der im o.g. Sinne tatigen Person und der Zielgruppe.

Dauer:
Bei der Bewertung der Dauer sind sowohi die Zeitspanne als auch die Regel-
mallig zu bewerten. So fallen vereinzelte, nicht planbare Kontakte und punktuelle
Kontakte nicht darunter.
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Bei den Angeboten und Aktivitãten im Rahmen der Jugendhilfe ergeben sich sehr un-
terschiedliche, vielfaltige und von den jeweiligen Situationen abhangige Beziehungen
zwischen Ehren- und Nebenamtlichen auf der einen Seite und Kindern und Jugendli-
chen auf der anderen Seite. Daher wird im Rahmen der Handlungsempfehlungen zum
Bundeskinderschutzgesetz von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendam -

ter empfohlen, fur die Entscheidung über einen Verzicht auf die Vorlagepflicht zusatzli-
che Tatigkeitsmerkmale heranzuziehen, die den Missbrauch von Vertrauen von Ab-
hangigkeit Minderjahriger erschweren.

Folgende Tatigkeitsmerkmale soliten berucksichtigt werden:

- Abgrenzungsaspekt der kollegialen Kontrolle:
Findet die neben- oder ehrenamtliche Tatigkeit kollegial kontrolliert oder allein statt?

- Abgrenzungsaspekt des Offentlichen Umfelds:
Findet der Kontakt zu Minderjahrigen im offenttichen Umfeld (Gruppensetting) oder
in Einzelfallarbeit (Form des Kontakts, in dessen Rahmen eine intime Situation her-
gesteilt werden kann) statt?

- Abgrenzungsaspekt der Haufigkeit des Kontakts:
Findet der Kontakt zu den jeweiligen Minderjahrigen einmalig oder wiederkehrend
statt?

- Abgrenzungsaspekt der zeitlichen Ausdehnung des Kontakts:
Findet der Kontakt zu Minderjahrigen ausschIie1Iich kurzzeitig statt oder findet der
Kontakt uber Tag und Nacht statt?

Es 1st davon auszugehen, dass auf die Vorlage eines erweiterten Fuhrungszeugnisses
desto eher verzichtet werden kann,

- je höher die Wahrscheinlichkeit der kollegialen Kontrolle ist,
- je weniger Moglichkeit zum Kontakt im Rahmen von Einzelfaflarbeit besteht,
- je weniger sich die Tatigkeit mit den jeweitigen Minderjahrigen wiederholt und
- je geringer der zeitliche Umfang des Kontakts zu Minderjahrigen 1st.14

Der Trager der freien Jugendhilfe bewertet die jeweils fur seine Arbeit typischen im
Kontakt mit Kindern und Jugendlichen ausgeubten Tatigkeiten Neben- und Ehrenamt-
licher nach dem genannten Prüfschema (vgl. Anlage 3). Der frele Trager erfasst die
Tatigkeiten bei denen ihm em erweitertes FUhrungszeugnis vorzulegen 1st, als Grund-
lage für eine Vereinbarung.
Dies entbindet den Trager nicht von der Verantwortung, auch bei dort nicht genannten
Tatigkeiten, die sich spater ergeben, eine Uberprufung anhand der Kriterien vorzu-
nehmen und sich unterUmständen em erweitertes Fuhrungszeugnis vorlegen zu
lassen. Gegebenenfalls muss die Vereinbarung zu einem späteren Zeitpunkt entspre-
chend angepasst werden. Wichti 1st die Dokumentation des jeweiligen Tragers
hinsichtlich seiner Entscheidung.
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Frage der Zustandigkeit

Die örtliche Zustandigkeit Iiegt beim örtlichen öffentlichen Trager, in dessen Bereich
der freie Trager der Jugendhilfe seine Tatigkeit ausubt. Erstrecken sich die Tatigkeiten
eines Tragers uber mehrere Zustandigkeitsraume, 1st die Postanschrift des Tragers
bzw. der Schwerpunkt der Tatigkeit des Tragers maIgebend.16

Ubernachtung

Für Tatigkeiten die eine gemeinsame Ubernachtung mit Kindern und Jugendlichen
vorsehen, kann davon ausgegangen werden, dass durch die Art, Dauer und Intensitat
des Kontaktes die Einsichtnahme in em erweitertes Fuhrungszeugnis notwendig ist.17

Selbstverpflichtu ngserklarung

Es ist moglich, dass sich Tatigkeiten in der Kinder- und Jugendarbeit spontan und
kurzfristig ergeben. "Von der Beantragung bis zur Vorlage elnes erweiterten Füh-
rungszeugnisses dauert es aber regetma1ig einige Wochen. Bei derartigen Tatigkeiten
in der Kinder- und Jugendarbeit soilte im Vorfeld der Maflnahme zumindest (y'18 eine
Selbstverpflichtungserklarung abgegeben werden (vgl. Anlage 2 a). In diesem Zu-
sammenhang kOnnen auch Verpflichtungserklarungen abgegeben werden, die im
Rahmen von Schulungen zum Kinder- und Jugendschutz besprochen und unter-
schrieben werden (vgl. Anlage 2 b).19

Ehren- oder Nebenamtliche mit Wohnsitz im Ausland

Für Personen mit Wohnsitz im Ausland ist es nicht moglich em erweitertes Führungs-
zeugnis nach deutschem Recht zu beantragen. Dieser Personenkreis saUte im Vorfeld
der neben- und ehrenamtlichen Tatigkeit elne Selbstverpflichtungserklarung abge-
ben.2° Em Europaisches Führungszeugnis kann dann später eingeholt werden.

GebUhrenbefreiung

Das erweiterte Führungszeugnis wird für Ehrenamtliche gebührenfrei ausgesteilt. Der
Trager muss hierzu die ehrenamtliche Tatigkeit bestatigen (vgl. Anlage 4a und 4b).
Aktuelle Informationen zum Führungszeugnis kOnnen auf der Internetseite des
Bundesamts für Justiz abgerufen werden.21

Datenschutz und Dokumentation

Bei der Einsichtnahme in die erweiterten Führungszeugnisse und bei der Speicherung
der Daten sind die Datenschutzbestimmungen zu beachten. Demnach darf das erwei-
terte Führungszeugnis nur eingesehen und nicht einbehalten werden. Dieser Vor-
gang ist yam jeweiligen Trager zu dokumentieren (vgl. Anlage 5).
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Nach § 72a Abs. 5 SGB VIII dürfen nur die Einsichtnahme in das erweiterte
Fuhrungszeugnis, das Datum des Fuhrungszeugnisses und die Information erhoben
werden, ob die betreffende Person wegen einer Straftat im Sinne des § 72a Abs.1
SGB VIII verurteilt wurde. Daten durfen ausschIie1Iich für den Zweck des Tatigkeits-
ausschlusses einschlagig vorbestrafter Personen gespeichert, verandert oder
genutzt werden.
Die Daten müssen während der gesamten Dauer der ehren- bzw. nebenamtlichen
Tatigkeit gespeichert werden. Die Daten sind in dieser Zeit vor dem Zugriff Unbefugter
zu schützen. Die Daten müssen unverzuglich gelOscht werden, wenn der Zweck der
Einsichtnahme erfullt ist. Lag eine einschlagige Straftat vor, so ist der Zweck der
Einsichtnahme mitAblehnung des Bewerbers beendet. Bei ehren- und nebenamtlich
Tatigen ist der Zweck der Einsichtnahme mit der Beendigung dieser Tatigkeit erfullt.22

Vorlageturnus

Das erweiterte Führungszeugnis darf bei Vorlage nicht alter als 3 Monate23 sein
und solite alle 5 Jahre wieder neu beantragt und vorgelegt werden. Das Datum der
Wiedervorlage berechnet sich nach dem Ausstellungsdatum des Zeugnisses
(vgl. Anlage 5).

Arbeitshilfe § 72a Abs. 4 SGB VIII, Stand Juni 2018 Fassung vom 20.06.2018
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IV. Anlagen

Anlage 1: Vereinbarung nach § 72a Abs. 4 SGB VIII
Anlage 2a: Muster fur eine Selbstverpflichtungserklarung
Anlage 2b: Muster des Landesjugendrings Baden -Württemberg für eine Verpflich-

tungserklarung
Anlage 3: Muster für em Prüfschema aus der Arbeitshilfe des Landesjugendrings

NRW e. V.: Prüfschema zur Notwendigkeit der Einsichtnahme in em
Führungszeugnis für neben-/ehrenamtliche Personen

Anlage 4a: Merkblatt des Bundesamt für Justiz zur Erhebung von Gebühren für das
Fuhrungszeugnis, Stand: 31. März 2017

Anlage 4b: Muster für eine Bescheinigung für die Gebührenbefreiung
Anlage 5: Muster für em Dokumentationsblatt für den Trager bezüglich der

Einsichtnahme in das Führungszeugnis bei neben- oder ehrenamtlich
tatigen Personen (gemaf § 72a Abs. 5 SGB VIII)

V. Gesetzestext § 72a SGB VIII

Tatigkeitsaussch luss einsch lag ig vorbestrafter Personen

(1) Die Trager der Offentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben
in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschaftigen oder vermitteln, die rechts-
kraftig wegen elner Straftat nach den § 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182
bis 184g,184i, 201a Absatz 3, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetz-
buchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder
Vermittlung und in regelmalligen Abständen von den betroffenen Personen em Füh-
rungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregisterge-
setzes vorlegen lassen.

(2) Die Trager der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trä-

gem der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer
Straftat nach Absatz I Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist, beschaftigen.

(3) Die Trager der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Ver-
antwortung keine neben- oder ehrenamtlich tatige Person, die wegen einer Straftat
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden 1st, in Wahrnehmung von Aufga -

ben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Trager der Of-
fentlichen Jugendhilfe über die Tatigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genann -

ten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen
mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach
Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.
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(4) Die Trager der Offentlichen Jugendhilfe soHen durch Vereinbarungen mit den Trä -

gem der freien JugendhHfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass
unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tatige Person, die wegen
einer Straftat nach Absatz 1 Satz I rechtskraftig verurteilt wordén 1st, in Wahrnehmung
von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, be-

treut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die
Trager der öffentlichen Jugendhilfe mit den Tragern der freien Jugendhilfe Vereinba-
rungen uber die Tatigkeiten schIiefen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf
Grund von Art, Intensitat und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und
Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Fuhrungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2
wahrgenommen werden durfen.

-

(5) Trager der öffentlichen und freien Jugendhilfe dUrfen von den nach den Absätzen 3
und 4 eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in em Fuhrungszeugnis
genommen wurde, das Datum des Fuhrungszeugnisses und die Information erheben,
ob die das FUhrungszeugnis betreffende Person wegen elner Straftat nach Absatz 1
Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist. Die Trager der öffentlichen und freien Ju-
gendhilfe durfen diese erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, soweit
dies zum Ausschluss der Personen von der Tatigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme
in das Fuhrungszeugnis gewesen 1st, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff
Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzuglich zu löschen, wenn rn Anschluss an die
Einsichtnahrne keine Tatigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrge-
nommen wird. Andernfalls sind die Daten spatestens drei Monate nach der Beendi-
gung einer solchen Tatigkeit zu Iöschen.
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Neben- und Ehrenamtlichen in der Kinder- und Jugendhilfe ( 72a Abs. 3 und Abs. 4
SGB VIII). In: Nachrichten Dienst, NDV, November 2012, 517 - 524

Kunkel (Hrsg.): Lehr- und Praxiskommentar zum Sozialgesetzbuch VIII. 4. Aufl., Ba-
den-Baden, 2011

Landesbeirat für Jugendarbeit do Landesjugendring Niedersachsen e. V. (Hrsg.):
Empfehlung des Landesbeirats fur Jugendarbeit: Fachliche Einschatzung zum
Umgang mit § 72 a SGB VIII in der Jugendarbeit. Hannover 2013
http://www.Ijr.de/Downloads. 1073.0.html vom 29.11 2013

Landesjugendhilfeausschuss Thuringen: Beschluss yam 04.03.2013: Empfehlungen
zur Umsetzung des § 72a SGB VIII, 2013
http://www.jugendhilfeportal.de/db2/materialien/eintrag/IandesjugendhiIfeaussch uss-
thueringen -empfehlungen-zur-umsetzung -des-72a-sgb-viii/ vom 29.11 .201 3

Landesjugendring NRW e. V. (Hrsg.): Fuhrungszeugnisse bei Ehrenamtlichen:
Arbeitshilfe des Landesjugendrings NRW zum Bundeskinderschutzgesetz. Düsseldorf,
2013
http://Ijr-nrw.de/publikationen/broschuerenmaterialien.html yam 29.11 .2013

Münder, Meysen, Trenczek (Hrsg.): Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und
Jugendhilfe. 7 Aufl., Baden-Baden, 2013

Palandt: Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 4. Aufl., München, 2009

1 vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Das Bundeskinderschutzgesetz, 09.09.2013

2 Das sind Verurteilungen zu elner Geldstrafe unter 90 Tagessatzen oder einer Freiheitsstrafe unter 3 Monaten
Haft.

vgl. Landesjugendhilfeausschuss Thuringen: Beschluss vom 04.03.2013:Empfehlungen zur Umsetzung des
§ 72a SGB VIII, 2013, S. 2

Ehrenamtlich tatig sind Personen, die ihre Ttigkeit in erster Linie aus sozialer Verantwortung ubernommen
haben und für ihre Tatigkeit

1. weder elnen Aufwendungsersatz (Ersatz der tatsächlichen und nachweisbaren Kosten rn Rahmen des steuer-
frei Zulassigen) noch eine Aufwandsentschadigung (Entschadigung für den materiellen und zeitlichen Auf-
wand) erhalten oder

2. nur Aufwendungsersatz erhalten oder
3. elne einkommensteuerfreie Aufwandsentschadigung (z.B. Ubungsleiterpauschale gemal § 3 Nr. 26 EStG

oder Aufwandspauschale nach § 3 Nr. 26a EStG) erhalten.

Nebenamtlich tatige Personen sind bei den freien Jugendhilfetragern praktisch ausgeschlossen, well die Basis für
eine nebenamtliche Tatigkeit immer em öffentlich-rechtliches Dienst- oder Amtsverhältnis 1st. Nach der gesetzli-
chen Definition in § 1 Absatz 2 der bis 31.12.2010 geltenden Landesnebentatigkeitsverordnung (LNTVO) ist das
Nebenarnt em nicht zu elnem Hauptamt gehorender Kreis von Aufgaben, der auf Grund elnes offentlich-
rechtlichen Dienst- oder Amtsverhättnisses wahrgenommen wird. (In der neuen LNTVO komrnt der Begriff Ne-
benamt" nicht rnehr vor.)
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6 Bei einem freien Jugendhilfetrager erfolgt eine Tatigkeit in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe rn Sinne von § 3 Abs. 1 SGB VIII, wenn eine der in § 2 Absatz 2 SGB VIII aufgelistete Leistung der Jugend-
hilfe erbracht wird oder eine Beteiligung an einer anderen Aufgabe im Sinne des § 76 Abs. 1 SGB VIII erfolgt.

a. Die Beaufsichtigung dient zum einen dem Schutz Dritter vor Gefahrdungen durch das Kind sowie zurn
anderen dem Schutz des Kindes seIbst. Das Kind soil vor Schaden (z.B. durch gefahrliche Spielsachen oder Ak-
tivitäten, Feuer, Gift, Suchtmitteln oder Waffen) bewahrt werden (vgl. Palandt: Kommentar zum BUrgeriichen
Gesetzbuch, 2009, Randnummer 3 zu § 1631 BGB).

b. Die Betreuung urnfasst die emotionale Unterstutzung sowie die Sorge urn das korperliche und seeiische Wohi
des Kindes (vgl. KunkeI: Kommentar zum Sozialgesetzbuch VIII, 2011, Randnumrner 12 zu § 22 SGB VIII).

c. Erziehung ist die Sorge für die sittliche, geistige und seelische Entwicklung des Kindes. Sie ist der Inbegriff
aller padagogischen Ma1nahmen, durch die das Kind zur Mundigkeit (Erwachsensein) gelangen soil. Es soIl in
die Lage vérsetzt werden, seine Motive unter Kontrolle zu haiten, seine Persönlichkeit im gedeihlichen Zu-
sammenleben mit anderen Menschen fortzuentwickein und seine Fahigkeiten durch selbststandig getroffene
Entscheidungen innerhalb der Rechts- und Lebensordnung der Gesellschaft zu entfalten. Erziehung steht
besonders fur die Forderung von eigenverantwortIichem Handeln und sozialern Lernen sowie fur Wertevermitt-
lung (vgl. Kunkel: Kommentar zum Sozialgesetzbuch VIII, 2011 Randnurnmer 12 zu § 22 SGB VIII und Pa-

Iandt: Kommentarzum Bürgerlichen Gesetzbuch, 2009, Randnummer 2 zu § 1631 BGB).
d. Unter Ausbildung kann man nicht nur die Berufsausbildung im engeren Sinne verstehen, sondern weiterge-

hend alie Tatigkeiten, bei denen pIanrnafig und gezieit Kenntnisse vermittelt werden.
e. Em vergteichbarer Kontakt ist gegeben, wenn - wie bei den vier zuvor genannten Tatigkeiten - die Tatigkeit

darauf angelegt ist, direkt (unmittelbar) auf das Kind einzuwirken oder Einfluss zu nehmen.

8 vgl. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ und Bundesarbeitsgerneinschaft der Landesjugendam-
ter(Hrsg.): Handlungsempfehlungen zum Bundeskinderschutzgesetz, 2013, S. 27ff.

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ und Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendamter
(Hrsg.): Handiungsernpfehlungen zum Bundeskinderschutzgesetz, 2013, S. 27 f.

10 vgl. Deutscher Verein: Empfehlungen des Deutschen Vereins zu Fuhrungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamt-
lichen in der Kinder- und Jugendhilfe ( 72 a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII), 2012, S. 517

vgl. Deutscher Bundestag: Drucksache 17/6256: Gesetzentwurfder Bundesregierung: Entwurfeines Gesetzes
zur Starkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz - BKiSchG), 17.
Wahlperiode, 22.06.2011, S. 26

12 vgl. Deutscher Verein: Ernpfehlungen des Deutschen Vereins zu Führungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamt-
lichen in der Kinder- und Jugendhilfe ( 72a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII), 2012, S. 517 if. und Landesjugendring
NRW e.. V. (Hrsg.): Führungszeugnisse bei Ehrenamtlichen: Arbeitshilfe des Landesjugendrings NRW zum Bun -

deskinderschutzgesetz, 2013, S. 8ff.

13 Landesjugendring NRW e. V. (Hrsg.): Führungszeugnisse bei Ehrenamtlichen: Arbeitshilfe des Landesjugen-
drings NRWzum Bundeskinderschutzgesetz, 2013, S.8ff.

14 vgi. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhiife - AGJ und Bundesarbeitsgerneinschaft der Landesjugend-
ämter (Hrsg.): Handlungsempfehlungen zum Bundeskinderschutzgesetz, 2013, 5. 30 f.

15 vgl. Landesjugendhilfeausschuss Thüringen: Beschluss vom 04.03.2013: Empfehlungen zur Urnsetzung des §
72a SGB VIII, 2013, S. 25 und Landesjugendring NRW e. V. (Hrsg.): Führungszeugnisse bei Ehrenamtlichen: Ar-
beitshilfe des Landesjugendrings NRW zum Bundeskinderschutzgesetz, 2013, S. 8 ff.

16 vgl. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ und Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugend-
ämter (Hrsg.): Handlungsernpfehlungen zum Bundeskinderschutzgesetz, 2013 5. 31 f.

17 vgl. Deutscher Verein: Empfehlungen des Deutschen Vereins zu Führungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamt-
lichen in der Kinder- und Jugendhilfe ( 72a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII), 2012, S. 521 und Landesjugendring
NRW e. V. (Hrsg.): Führungszeugnisse bei EhrenamtIichen: Arbeitshilfe des Landesjugendrings NRW zum Bun -

deskinderschutzgesetz, 2013, S. 8ff.

18 vgl. Landesjugendring NRW e. V. (Hrsg.): Führungszeugnisse bei Ehrenamtlichen: Arbeitshilfe des Landesjugen-
drings NRW zum Bundeskinderschutzgesetz, 2013, 5. 8 if.

19 vgl. Deutscher Verein: Empfehlungen des Deutschen Vereins zu Führungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamt-
lichen in der Kinder- und Jugendhilfe ( 72a Abs. 3 und Abs. 4SGB VIII), 2012, S. 522 und Landesju-gendring
NRW e. V. (Hrsg.): Führungszeugnisse bei Ehrenamtlichen: Arbeitshilfe des Landesjugendrings NRW zum Bun-

deskinderschutzgesetz, 2013, 5. 8 if.
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20 vgl. Deutscher Verein: Empfehlungen des Deutschen Vereins zu Fuhrungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamt-
lichen in der Kinder- und Jugendhilfe ( 72a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII), 2012, S. 522 und Landesjugendring
NRW e. V. (Hrsg.): Fuhrungszeugnisse bei Ehrenamtlichen: Arbeitshilfe des Landesjugendrings NRW zum Bun-

deskinderschutzgesetz, 2013, S. 8 if.

21 vgl. Bundesamt fur Justiz: Aktuelle Informationen zum FUhrungszeugnis:
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buerqerdienste/BZR/InIand/FAQ node.html vom 29.11.2013

22 vgl. Münder, Meysen, Trenczek (Hrsg.): Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, 2013,
Randnummer 39 zu § 72a Abs. 5 SOB VIII

23 Die Frist von 3 Monaten ergibt sich aus der Handreichung des Bundesamtes für Justiz. Demnach ist rn Bundes-
zentralregistergesetz keine Regelung über eine Frist enthalten. Es ist zu beachten, dass das erteilte Führungs-
zeugnis ausschlielllich den Registerinhalt zum konkreten Zeitpunkt der Erteilung beinhaltet. Folglich besteht em
Errnessensspielraum rn Bezug darauf, wie lange nach dern Zeitpunkt der Erteilung eines Fuhrungszeugnisses
dieses noch akzeptiert wird. Em Zeitraurn von 3 Monaten seit Erteilung des Führungszeugnisses wird in der Regel
angewandt (vgl. Bundesamt für Justiz: Aktuelle Informationen zurn Führungszeugnis:
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/BZR/I nland/FAQ_node. html vorn 29.11.2013).
In den Ausführungen vom Deutschen Verein wird empfohlen, sich an der Handhabung des Bundesamtes für
Justiz zu orientieren und nur Führungszeugnisse anzuerkennen, deren Erteilung maximal 3 Monate zurückliegen.
Darüber hinaus verweist die Empfehlung auf einen Vorlageturnus von 5 Jahren (vgl. Deutscher Verein: Ernpfeh-
Iurigen. des Deutschen Vereins zu Führungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamtlichen in der Kinder- und Ju-
gendhilfe ( 72a Abs. 3 und Abs. 4 SOB VIII), 2012, 5. 522).
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Anlage 1

Vereinbarung nach § 72a Abs. 4 SGB VIII

Zwischen

als Trager der freien Jugendhilfe

und dem Kreisjugendamt Reutlingen, BismarckstraIe 16, 72764 Reutlingen

als Trager der öffentlichen Jugendhilfe

wird die folgende Vereinbarung gem. § 72a SGB VIII geschlossen:

Diese Vereinbarung regelt in Anwendung des § 72a SGB VIII, wann Ehren- und Neben-
amtliche ihre Tätigkeit beim Trager der freien Jugendhilfe aufgrund von Art, Intensität und
Dauer des Kontaktes zu Kindern und Jugendlichen nur nach Vorlage eines erweiterten
Fuhrungszeugnisses nach den § 30 und 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz
(BZRG) ausUben durfen.

1. Der Trager der freien Jugendhilfe verpflichtet sich, die Qualifizierung seiner ehren-
und nebenamtlich tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihre-Tatigkeit in der
Kinder- und Jugendarbeit sicher zu stellen und das Präventions- und Schutzkon-
zept seines Verbandes zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in der ailtagli-
chen Kinder- und Jugendarbeit umzusetzen.

2. In Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe rn Sinne von § 3
Abs. 2 SOB VIII erbringt der freie Trager Angebote der Jugendhilfe, entsprechend
§ 2 Abs. 2 SGB VIII oder beteiligt sich an einer anderen Aufgabe im Sinne des
§ 76 Abs. I SGB VIII.

3. Der Trager der freien Jugendhilfe benennt dem Jugendamt als Trager der Offentli-
chen Jugendhilfe die Tatigkeiten aufgrund derer wegen Art, intensitat und Dauer
des Kontakts zu Kindern und Jugendlichen em erweitertes Fuhrungszeugnis von
ehren- und nebenamtlich Tatigen vorzulegen ist. Dies stelltjedoch keinen ab-
schIiefenden Katalog dar und entbindet den hager der freien Jugendhilfe nicht
von der Verantwortung, aufjeden Fall auch bei dort nicht genannten Tatigkeiten
eine Uberprufung anhand der Kriterien vorzunehmen und sich unter Umständen
em erweitertes Fuhrungszeugnis vorlegen zu lassen. Die Entscheidung darUber,
ob em erweitertes Fuhrungszeugnis vorgelegt werden muss, ist vom frelen Träger
zu dokumentieren (siehe hierzu Anlage 3 der Arbeitshilfe).

4. Der Trager der freien Jugendhilfe verpflichtet sich, keine ehren- bzw. nebenamtlich
Tatigen, die rechtskraftig wegen einer Straftat nach § 171, 174 bis 174c, 176 bis
180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, den § 225, 232 bis 233a, 234,
235 oder 236 des Strafgesetzbuches (StGB) verurteilt worden sind im Rahmen der
Kinder- und Jugendarbeit einzusetzen.

Fassung yam 20.06.2018



5. Das erweiterte Fuhrungszeugnis darf bei der Voriage nicht alter als drei Monate
sein. Spatestens nach fUnf Jahren ist em aktuelles erweitertes Fuhrungszeugnis
vorzulegen. Die Einsichtnahme in das erweitertes FUhrungszeugnis st vom freien
Trager zu dokumentieren (siehe hierzu Anlage 5 der Arbeitshilfe). In diesem Zu-
sammenhang sind die Datenschutzbestimmungen zu berucksichtigen.

6. Die Vorlage des erweiterten Fuhrungszeugnisses muss vor Beginn der ehren-
oder nebenamtlichen Tätigkeit erfolgen, spatestens jedoch bis Ablauf einer drei-
monatigen Ubergangsfrist ab Unterzeichnung dieser Vereinbarung.

7. Soflte eine ehren- oder nebenamtliche Tätigkeit so spontan und kurzfristig entste-

hen, dass die Vorlage elnes erweiterten FUhrungszeugnisses nicht moglich 1st, 1st
eine Selbstverpflichtungserklarung von der betreffenden Person abzugeben (siehe
hierzu Anlage 2 der ArbeitshUfe).

8. Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und tritt mit Unter-
zeichnung des Tragers in Kraft. Jeder Vertragspartner kann die Vereinbarung mit
elner Frist von sechs Monaten kundigen. im gegenseitigen Einvernehmen ist eine
fruhere Kundigung bzw. Veranderung moglich. Die Kundigung bzw. Veranderung
bedarf der Schriftform.

Datum/Unterschrift Datum/Unterschrift
fur das Kreisjugendamt Reutlingen für den Trager der freien Jugendhilfe

In Anlehnung an die Mustervereinbarung des Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
Nordrhein-Westfalen, Queue: Bund der Deutschen Katholischen Jugend Nordrhein-Westfalen
(Hrsg.): Arbeitshilfe zum Einsatz und Umgang mit erweiterten FUhrungszeugnissen gemaI § 72a
SGB VIII bei Neben- und Ehrenamtlichen in der Jugendverbandsarbeit

Fassung vom 20.06.2018



Anlage 2 a

Muster für eine Selbstverpflichtungserklärung

Hiermit versichere ich, dass ich nicht wegen einer Straftat nach den § 171, 174 bis 174c,
176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, den § 225,232 bis 233a, 234, 235
oder 236 des Strafgesetzbuches (StGB) verurteilt worden bin und auch keine
entsprechenden Verfahren gegen mich anhangig sind.

rn Rahmen dieser Erklärung verpflichte ich mich dazu, den Trager uber die Einleitung eines
entsprechenden Verfahrens zu informieren.

Name, Vorname, Geburtsdatum

Anschrift

Ort, Datum Unterschrift



Anlage 2 b

Muster des Landesjugendrings Baden -WOrttemberg für elne Verpflichtungserklärung

Verpflichtungserklärunq:

Diese Erklarung wird immer im Rahmen von Schulungen zum Kinder- und
Jugendschutz besprochen und unterschrieben.

In den Schulungen werden Verstandnis für das Thema geschaffen sowie mogliche
Widerstande ernst genommen.

1. Würde -Wertschatzung - Kultur der Grenzachtung
Ich achte die WUrde meiner Mitmenschen. Meine Arbeit in der Jugendarbeit im I in der

...... (Verband / Verein) ist von Wertschatzung und Grenzachtung gepragt.

2. Grenzen achten I Nähe - Distanz

Ich nehme die individuellen Grenzempfindungen der Kinder und Jugendlichen wahr und
respektiere sie. Ich achte auf GrenzUberschreitungen durch Mitarbeitende und Teilnehmende
in den Gruppen, bei Angeboten und Aktivitäten. Ich vertusche sie nicht und reagiere
angemessen darauf.

3. Aktiv Stellung beziehen / Kinder schUtzen

Ich beziehe aktiv Stellung gegen abwertendes, gewalttatiges oder sexistisches Verhalten.
Egal, ob dieses Verhalten durch Worte, Taten, Bilder oder Videos erfolgt.

4. Vorbildfunktion I Abhangigkeiten verhindern

Ich bin mir meiner Vorbildfunktion gegenuber den mir anvertrauten Kindern und
Jugendlichen bewusst. Mein Leitungshandeln ist nachvoflziehbar und ehrlich. Ich nutze keine
Abhangigkeiten aus und missbrauche nicht das Vertrauen der Mädchen und Jungen.

5. Sorgfaltige Methodenauswahl

Ich achte bei der Auswahl von Spielen, Methoden und Aktionen darauf, dass Mädchen und
Jungen keine Angst gemacht wird und ihre personlichen Grenzen nicht verletzt werden.

6. Beratung einholen

Bei Ubergriffen oder massiven Formeh seelischer, korperlicher oder sexualisierter Gewalt
gegen Mädchen und Jungen hole ich mir umgehend Beratung von Fachkräften. Mit diesen
spreche ich das weitere Vorgehen ab.

7. Grenzverletzungen

Ich nehme Grenzverletzungen durch anderen Mitarbeitende und Teilnehmende in den
Gruppen, bei Angeboten und Aktivitäten bewusst war und vertusche sie nicht.



8. Strafandrohung

Mir 1st bewusst, dass jede sexuelle Handlung mit Schutzbefohlenen disziplinarische und
gegebenenfalls strafrechtliche Folgen hat. Ich versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat
im Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt verurteilt bin oder el soiches Verfahren gegen
mich anhangig 1st. Für den Fall, dass diesbezuglich em Ermittlungsverfahren gegen mich
eingeleitet wird, verpflichte ich mich, dies meinem Verband / meiner Organisation oder der
Person, die mich beauftragt hat, umgehend mitzuteilen. (dies bezieht sich auf folgende §
StGB: 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 1841, 201a Absatz 3, den §
225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236)

9. Schulung

Ich habe an einer Schulung mit dem Inhalt Kinder- und Jugendschutz teilgenommen.

10. Ort, Datum, Unterschrift:

Ort/Datum ...............................................................

Unterschrift: ................................................................



Anlage 3
Muster für em Prufschema aus der Arbeitshilfe des Landesjugendrings NRW e. V.

Prüfschema zur Notwendigkeit der Einsichtnahme in em Führungszeugnis für
neben-/ehrenamtlich tätige Personen

Tätigkeit:

Kinder/Jugendliche werden beaufsichtigt, betreut, ja nein
erzogen, ausgebildet oder vergleichbarer Kontakt

Zusätzlich bei Trägern der freien iugendhilfe:

Wahrnehmung von Leistungen oder anderen Aufgaben ja nein
der JugendhUfe gemal3 § 2 Abs. 2 oder 3 SGB VIII

Finanzierung der Aufgabe durch die Jugendhilfe oder ja nein
durch sonstige kommunale offentliche Mittel

Gefahrdungspotenttal bzgl Gering Mittel Hoch

Vertrauensverhältnis

Hierarchie-/Machtverhältnis

Altersdifferenz

Risikofaktoren des Kindes/Verletzlichkeit

Intensität:
Abwesenheitszeiten weiterer betreuender Personen

_________ _________

__________

Abwesenheitszeiten weiterer betreuter
Kinder/Jugendlicher

Bel Gruppen: Haufigkeit von Mitgliederwechsel

Geschlossenheit (fehiende Einsehbarkeit) der
Rä urn I ich keiten

Grad an Intimität des Kontaktes/Wirken in die
Privatsphäre

Dauer
Zeitlicher Umfang

Regelmäl3igkeit



Abschlief3ende Eunschatzung
Einsichtnahme in Fuhrungszeugnis 1st notwendig ja nein

Begründung:

Queue: Landesjugendririg NRW e. V. (Hrsg.): FQhrungszeugnisse bel Ehrenamtlichen: Arbeitshilfe des
Landesjugendrings NRW zum Bundeskinderschutzgesetz. Düsseldorf, 2013



Anlage 4 a

Bundesamt
für Justiz

Merkblatt
zur Erhebung von Gebühren für das FUhrungszeugnis

(Stand: 31. März 2017)

I. Grundsatz

Die Erteilung elnes Fuhrungszeugnisses 1st nach den Nummern 1130 und 1131 der Anlage
zu § 4 Absatz I des Gesetzes über Kosten in Angelegenheiten der Justizverwaltung
- JVKostG - grundsatzlich gebuhrenpflichtig. Die Gebühr beträgt derzeit 13�, für das Euro-
paische Führungszeugnis 17�. Sie wird bei der Antragstellung erhoben.

II. Gesetzlich geregelte Ausnahmen

Die Gebührenpflicht gilt nach der Vorbemerkung zu Hauptabschnitt 1, Register- und Grund-
buchangelegenheiten, Abschnitt 3, Bundeszentral- und Gewerbezentratregister, der Anlage
zu § 4 Absatz I JVKostG nicht, wenn em Führungszeugnis zur AusUbung einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit benotigt wird, die für elne gemeinnützige Einrichtung, für elne Behörde oder
im Rahmen eines der in § 32 Abs. 4 Nr. 2 Buchstabe d EStG1 genannten Dienste ausgeübt
wird. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen 1st nachzuweisen.

III. Ermessensentscheidungen nach § 10 JVKostG

Uber die gesetzliche Gebührenbefreiung hinaus kann das Bundesamt für Justiz gemaI § 10
JVKostG auf Antrag ausnahmsweise, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Ver-
haltnisse des Zahlungspflichtigen (Mittellosigkeit) oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten
erscheint (besonderer Verwendungszweck), die Gebühr ermäl?igen oder von der Erhebung
der Kosten absehen.

IV. Verfahren, wenn das Führungszeugnis
bel der Meldebehörde beantragt wird.

In den Fallen, in denen em Antrag auf Gebuhrenbefreiung gestelit wird (vgl. oben Ill.), 1st
zunachst von der Erhebung der Gebühr abzusehen. Der Antrag auf Befrelung von der Ge-
bühr ist von der Meldebehörde in den elektronisch an die Registerbehörde zu Ubermit-
teinden Antrag auf Erteilung des Fuhrungszeugnisses aufzunehmen. Die Meldebehörde
gibt bei Ubermittlung des Antrags an, ob die Mittellosigkeit der antragstellenden Person oder
der besondere Verwendungszweck bestatigt werden kann.

Im Interesse eines moglichst geringen Verwaltungsaufwands bei der Prüfung von Gebühren-
befreiungsanträgen sollen die Anforderungen an den Nachweis der Mittellosigkeit moglichst

Freiwllliges soziales Jahr

Freiwilliges okologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes
Freiwflhigendienst rn Sinne des Béschlusses Nr. 1719/2006/EG des Europischen Parlaments und des Rates vom
15. November2006 zur EinfUhrung des Programms Jugend in Aktion" (ABI. EU Nr. L 327 S. 30)

Em anderer Dienst rn Ausland rn Sinne von § 14b des Zivildienstgesetzes
Entwicklungspolitischer Freiwitigendienst ,,weltwärts" irn Sinne der Richtlinie des Bundesministeriurns fur wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 (BAnz. 2008 S. 1297)

Freiwilligendienst aller Generationen im Sinne von § 2 Absatz la des Siebten Buches Sozialgesetzbuch
Internationaler Jugendfreiwilligendienst ni Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBI S. 1778)

Bundesfreiwilligendienst rn Sinne des Bundesfreiwilligendienstgesetzes
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gering gehaiten werden. Wird die GebUhrenbefreiung wegen des besonderen Verwendungs-
zwecks beantragt, 1st dieser nachzuweisen.

Liegen die Voraussetzungen des Verzichts auf die GebQhrenerhebung nicht vor, ist der An -

tragsteller durch die Meldebehörde darauf hinzuweisen, dass der Antrag auf GebUh-
renbefrelung keine Erfolgsaussicht hat und durch die weitere Bearbeitung eines sol-
chen Antrags die Erteilung des Fuhrungszeugnisses erheblich.verzogert werden kann.
Halt der Antragsteller den Antrag gleichwohl aufrecht, ist der Antrag auf Erteilung ei-
nes Führungszeugnisses einschlieRlich des Antrags auf Gebührenbefreiung in Papier-
form an das Bundesamt für Justiz, Sachgebiet IV 41, 53094 Bonn, zur Entscheidung zu
ü bersenden.

V. Verfahren, wenn das Führungszeugnis
online beim Bundesamt für Justiz beantragt wird.

Whrend des Oniine-Verfahrens wird abgefragt, ob em Antrag auf Befreiung von der Gebuhr
gesteilt werden soil. Es wird em entsprechendes Formular zur VerfUgung gestelit, das ausge-
füilt, unterschrieben, eingescannt und ais Datei hochgeiaden werden muss. Erganzend 1st
em Nachweis uber das Vorliegen eines Grundes für die Gebuhrenbefreiung zu erbringen.
Uber den Antrag wird unmitteibar beim Bundesamt für Justiz entschieden; erforderlichenfails
wird die antragstellende Person aufgefordert, fehiende Nachweise zu erbringen.

VI. Einzelfälle

Mittellosigkeit Gebührenbefreiung Ja/Nein
Bezug von ALG ii Ja
Bezug von Sozialhilfe Ja
Bezug des Kinderge!dzuschiags nach § 6a des Bun- Ja
deskindergeldgesetzes
Bezug von Leistungen nach dem Asylbewerberleis-

_______________________________

Ja
tungsgesetz
Schülerinnen/Schuler, Studierende, Auszubiidende

_______________________________

Es kommt auf die Einkommens-
verhaitnisse der antragstelienden
Person rn Einzeifai! und ggfs. auf
die Einkommensverhaitnisse
mogiicher unterhaltsverpfiichteter
Personen an

Schuierinnen/Schüier, Studierende, Auszubiidende, die Ja
¯ Leistungen nach dem Bundesausbildungsforderungs-
gesetz (BAfoG) erhaiten

Besonderer Verwendungszweck Gebührenbefreiung Ja/Nein
Ehrenamtiiche Tatigkeit, die die Voraussetzungen der Einzeifalientscheidung
o.g. Vorbemerkung nicht erfUlit
Voilzeitpflegepersonen

______________________________

Ja
Haupt- oder nebenamtliche berufliche Tatigkeit bei Nein
einer gemeinnutzigen Einrichtung
Adoption

_______________________________

Nein V

Freiwiiiiger Wehrdienst Nein
Praktika im Rahmen der/des schulischen sowie Nein
berufiichen Ausbildung/Studiums
Tagespfiegepersonen

_______________________________

Nein
(z.B. Tagesmutter, entgeltiiche Kinderbetreuung)

Bundesamt für Justiz, Referat Vi, 53094 Bonn - Stand 31. März 2017



AnIage4 b
Muster für elne Bescheinigung für die Gebührenbefreiung

Beantragung elnes erweiterten Führungszeugnisses
(gemä13 § 30a Bundeszentralregistergesetz)

Bestatègung des VereinsNerbandes

Frau/Herr ................................................... geb. am ..............................

wohnhaft in .....................................................................................

istfür den ...........................................................................................

(Vereins- bzw. Verbandsname, Anschrift, Vereins-Register-Nr.)

........................................................................... tatig.

(oder: wird ab dem ...................... eine Tätigkeit aufnehmen) und benOtigt für
seine/ihre Tatigkeit in der Kinder- und Jugendhilfe gema1. den Vorgaben des
§ 72a SGB VIII em erweitertes Führungszeugnis gema § 30a Abs. I Bundes-
zentralregistergesetz (BZRG).

Die Tatigkeit erfolgt ehrenamttich und wir beantragen eine Gebührenbefreiung.

Ort, Datum

Stempel/Unterschrift von zwei Vertreter/innen des Vorstands
(davon mindestens em Vertreter/eine Vertreterin aus dem geschaftsfUhrenden
Vorstand)



Anlage 5

Muster für em Dokumentationsblatt für den Trãger
bezüglich der Einsichtnahme in das Führungszeugnis bel neben- oder ehrenamtlich täti-

gen Personen (gemat § 72a Abs. 5 SGB VIII)

ja o riein o ja o nein

o ja o nein o ja o nein

o ja o nein j o ja o nein

u ja o nein o ja o nein

ja o nein o ja o nein

o ja o nein o ja o nein

ja u nein ja o nein

o ja 0 nein 0 ja o nein

o já o nein o ja o nein

0 ja o nein o ja o nein

o ja o nein n ja o nein

o ja o nein o ja o nein

o ja o nein j 0 ja o nein

o ja o nein o ja o nein


